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Ja zu den Flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit  

 

Solothurn, 13. Dezember 2011 – Der Regierungsrat unterstützt in sei-

ner Vernehmlassungsantwort an das Staatssekretariat für Wirtschaft, 

Seco, die geplanten Anpassungen der flankierenden Massnahmen zur 

Personenfreizügigkeit. Er erhofft sich griffigere Instrumente bei der 

Umsetzung dieser Massnahmen, vor allem bei der Bekämpfung der 

Scheinselbständigkeit.  

 

Der Regierungsrat unterstützt grundsätzlich das Bundesgesetz über die An-

passung der Flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit. Diese Ge-

setzesvorlage beabsichtigt bestehende Lücken, die im bisherigen Vollzug er-

kannt wurden, zu schliessen. Dadurch sollen die flankierenden Massnahmen 

inskünftig wirkungsvoller umgesetzt werden können.  

 

Die vom Bundesrat vorgeschlagenen Anpassungen enthalten Massnahmen zur 

Bekämpfung der Scheinselbständigkeit ausländischer Dienstleistungserbrin-

ger, zur Sanktionierung von Arbeitgebern, welche Arbeitnehmende in der 

Schweiz beschäftigen und gegen zwingende Mindestlöhne in Normalarbeits-

verträgen verstossen sowie zur Sanktionierung von Arbeitgebern, welche er-

leichert allgemeinverbindlich erklärte Gesamtarbeitsverträge nicht einhalten.  

 

Der Regierungsrat weist aber auch darauf hin, dass Kontrollen in privaten 

Haushalten sehr aufwändig sind und nicht im Rahmen der generellen Ar-
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beitsmarktbeobachtung erfolgen sollten, sondern nur beim Vorliegen von er-

härtetem Verdacht.  

 

 


